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M E I N U N G

Je konsequenter in den nächsten
Wochen und Monaten die systema-
tische Demotivationspolitik im Ge-
sundheitswesen zu Lasten von Pa-
tienten und Ärzten fortgesetzt wird,
umso entschiedener wird sich der Wi-
derstand dagegen formieren.

Die Klinikärzte werden kämpfen
für vernünftige Arbeitszeiten und ei-
ne angemessene Vergütung.Oder sol-
len sie sich etwa weiter mit Knebelver-
trägen,unbezahlten Überstunden und
Dauereinsätzen von 24 Stunden und
mehr abfinden,sollen sie empfindliche
Gehaltseinbußen klaglos hinnehmen?
Sollen sie einlenken und die kommu-
nalen Arbeitgeber dafür belohnen,
dass diese das Gespräch über eine leis-
tungsgerechte Bezahlung schlichtweg
verweigern? Sollen sie Verständnis ha-
ben dafür, dass der deutsche Gesetz-
geber die EU-rechtlich gebotene An-
erkennung von Bereitschaftsdienst als
Arbeitszeit blockiert?

80 bis 90 Prozent der Ärztinnen und
Ärzte haben ihren Beruf ergriffen,
weil sie es als befriedigende Aufgabe
ansehen, kranken Menschen zu hel-
fen. Das ist gut so, aber aus Umfragen
wissen wir auch, dass sich heute fast
40 Prozent nicht erneut für den Arzt-
beruf entscheiden würden. Tatsäch-
lich kommen bereits 40 Prozent der
Medizin-Studienanfänger gar nicht
mehr im Beruf an,und der Ärzteman-
gel tritt immer deutlicher zutage.

Wer also glaubt, die hohe Motiva-
tion der Klinikärztinnen und Klinik-
ärzte weiter ungestraft ausnutzen zu
können, unterschätzt nicht nur de-
ren Solidarität und Kampfbereit-
schaft,sondern auch deren berufliche
Alternativen.

Auch die Vertragsärzte sind nicht
mehr bereit,Honorarverfall,Regress-
drohungen und Bürokratiewahnsinn
klaglos hinzunehmen. Auch sie ma-
chen mit ihren Demonstrationen
deutlich, dass es in der Praxis immer
schwieriger wird, eine Patientenver-
sorgung nach den ethischen Grund-
überzeugungen unseres Berufes
durchzuhalten.

Jüngstes Beispiel: Die neue Re-
gierungskoalition will demnächst das
Provisionsdenken im Sozialgesetz-
buch verankern und die ärztliche Ver-

ordnung von Arzneimitteln durch
Bonuszahlungen in den kollektiven
Honorartopf drosseln. Gleichzeitig
drohen Strafzahlungen aus dem Ho-
norar des einzelnen Arztes, wenn er
staatlich festgesetzte Verordnungs-
mengen überschreitet.

Damit wird das Patient-Arzt-Ver-
hältnis schwer belastet. Zwar ist zu
hoffen,dass sich  Ärztinnen und Ärz-
te weiterhin der Verpflichtung stel-
len werden, – bei aller Verantwor-
tung für eine wirtschaftliche Verord-
nungsweise – die für den individuel-
len Fall beste Arzneitherapie auszu-
wählen.Doch wird der Patient künf-
tig noch darauf vertrauen,wenn er um
die finanziellen Manipulationsversu-
che weiß?  

Marode Finanzierungsgrundlagen
der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung, Verbürokratisierung, Durch-
ökonomisierung, Checklistenmedi-
zin und Spargesetze – das Umfeld
fürs Heilen und Helfen stimmt ein-
fach nicht mehr.Dagegen müssen wir
weiter kämpfen, und zwar argumen-
tativ und – wenn das nicht hilft – eben
demonstrativ.

Immerhin hat Bundeskanzlerin
Angela Merkel in ihrer Regierungs-
erklärung eine offene und ehrliche
Analyse nicht gescheut und die Ge-
gensätzlichkeit der verschiedenen Re-
formideen von Union und Sozialde-
mokraten klar benannt. Ob der ver-
sprochene Neuansatz trotz allen gu-
ten Willens in einer großen Koaliti-
on tatsächlich gefunden werden kann,
muss allerdings fraglich bleiben.

Die Ausführungen Merkels zur
Anerkennung der Leistungsbereit-
schaft in unserer Gesellschaft kön-
nen Ärztinnen und Ärzten Mut ma-
chen. Auch dass die Kanzlerin sich
damit klar abgrenzt von den Neid-
kampagnen des Bundesgesundheits-
ministeriums verspricht Hoffnung
auf einen Kulturwandel vielleicht
auch in der Gesundheitspolitik. In
diesem Sinne wünsche ich allen 
Kolleginnen und Kollegen ein gutes 
neues Jahr 2006.
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